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RECHTSGUTACHTEN

I. Auftrag und Aufgabenstellung

Die AIR&MORE OG, FN 443549 d, hat mit eMails vom 25.02.2020 und endgültigem Auftrag vom

28.02.2020 der Janezic & Schmidt Rechtsanwälte OG den Auftrag erteilt, ein Rechtsgutachten zu

folgenden Themenstellungen zu verfassen:

1. Die Austro Control beabsichtigt nicht, die Versicherungsdokumente für unbemannte
Luftfahrzeuge der Kategorie "OPEN" zu prüfen. Dies obwohl wir uns hier im Bereich der
Pflichtversicherung bewegen.

2. Aktuell sehen wir die Gefahr massiver Deckungslücken, wenn in der Kategorie "OPEN" in

Zukunft nur der Drohnen-Betreiber registriert, seine Drohnen selbst aber nicht erfasst

werden.

Das vorliegende Gutachten erstreckt sich ausschließlich auf die Kategorie "offen" iSd Art. 4 VO

(EU) 2019947".

Il. Rechtsgrundlagen

Die einschlägigen Rechtsgrundlagen stellen sich am Tag der Abfertigung dieses Gutachtens wie
folgt dar:

1 Durchführungsverordnung (EU) 2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 über die Vorschriften und Verfahren für
den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge, ABl. L 152 vom 11.06.2019, S. 45.
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11.1. Unionsrecht

11.1.1. Luftfahrtrecht

Anhang IX, Punkt 1.1. VO (EU) 2018/1139? lautet wie folgt:

"1.1. Der Betreiber und der Fernpilot muss die für den beabsichtigten Betrieb geltenden Vorschriften der

Union und der Mitgliedstaaten kennen, insbesondere in Bezug auf [..] Haftung, Versicherung, [...]."

Erwägungsgrund 20 der VO E(U) 2019/947 lautet wie folgt:

"UAS-Betreiber und Fernpiloten sollten sicherstellen, dass sie über die für den beabsichtigten Betrieb
geltenden Vorschriften der Union und der Mitgliedstaaten, insbesondere in Bezug auf [...] Haftung,
Versicherung [...] angemessen informiert sind."

Artikel 12 - Betriebsgenehmigung für die Kategorie "speziell" der VO (EU) 2019/947 lautet wie
folgt:

"L..]

(2) Die zuständige Behörde erteilt die Betriebsgenehmigung, sofern sie nach Prüfung zu dem Ergebnis
kommt, dass

c) der UAS-Betreiber eine Erklärung abgegeben hat, in der er bestätigt, dass der beabsichtigte
Betrieb den einschlägigen Vorschriften der Union und der Mitgliedstaaten genügt, insbesondere

in Bezug auf [...] die Haftung, Versicherung [...]."

Artikel 14 - Registrierung des UAS-Betreibers und zulassungspflichtiger UAS der VO (EU) 2019/947

lautet wie folgt:

"(1) Die Mitgliedstaaten errichten und pflegen Systeme zur genauen Registrierung von UAS-Betreibern

und zulassungs-pflichtigen UAS, deren Betrieb ein Risiko für die Sicherheit und die Gefahrenabwehr,
den Schutz der Privatsphäre, personenbezogener Daten oder der Umwelt darstellen kann.

(2) Die Registrierungssysteme für UAS-Betreiber müssen Felder für die Eingabe und den Austausch

folgender Informationen vorsehen:

d) Nummer der Versicherungspolice für das UAS, sofern nach Unions- oder nationalem Recht

gefordert."

? Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung gemeinsamer
Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur

Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der
Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur Aufhebung der
Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung
(EWG) Nr. 3922/91 des Rates, ABl. L 212 vom 22.08.2018, S. 1 idF ABl. L 296 vom 22.11.2018, S. 41 ("Basic Regulation").
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11.1.2. Luftfahrt-Versicherungsrecht

Artikel 1- Zweck der VO (EG) Nr. 785/2004? lautet wie folgt:

"(1) Diese Verordnung bezweckt die Festlegung von Mindestversicherungsanforderungen für
Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber in Bezug auf [...] Dritte.

[...]"

Artikel 2- Anwendungsbereich der VO (EG) Nr. 785/2004 lautet wie folgt:

"(1) Diese Verordnung gilt für alle Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber, die innerhalb des

Hoheitsgebiets, in das Hoheitsgebiet, aus dem Hoheitsgebiet oder über das Hoheitsgebiet eines

Mitgliedstaats fliegen, für das der Vertrag gilt.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für

[L...]

b)  Modellflugzeuge mit einem für den Abflug zugelassenen Höchstgewicht (MTOM) von weniger
als 20 kg;

[...]"

1.2. Nationales (österreichisches) Luftfahrtrecht

8 24c LFG (Flugmodelle) lautet wie folgt:

"L...]

(6) Die für selbständig im Fluge verwendbares Luftfahrtgerät geltenden Bestimmungen über die Haftung
und Versicherung gemäß den 88 146 bis 168 sind für Flugmodelle anzuwenden, wobei der Betreiber
des Flugmodells als Halter im Sinne dieser Bestimmungen gilt.

[...]"

8 24f LFG (Unbemannte Luftfahrzeuge der Klasse 1) lautet wie folgt:

"[...]

(4) [...] die für Luftfahrzeuge geltenden Bestimmungen über die Haftung und Versicherung gemäß den

58 146 bis 168 sind anzuwenden. [...]"

3 Verordnung (EG) Nr. 785/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über
Versicherungsanforderungen an Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber, ABl. L 138 vom 30.04.2004, S. 1 idF
ABI. L 198 vom 25.07.2019, S. 241.
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8 151 LFG (Haftungshöchstbeträge) lautet wie folgt:

"(1) Der Halter des Luftfahrzeugs oder des selbständig im Fluge verwendbaren Luftfahrtgeräts haftet für
jeden Unfall entsprechend der höchstzulässigen Abflugmasse (Maximum Take-Off Mass - MTOM) bis

zu folgenden Beträgen:

1. _ MTOM von weniger als 500 kg ........222us2440..- 750.000 SZR;

(2) Für Schäden, die durch einen Hängegleiter, Paragleiter, Fallschirm oder durch selbständig im Fluge

verwendbares Luftfahrtgerät mit einem Gewicht von weniger als 20 kg verursacht werden, haftet der
Halter für jeden Unfall bis zu einem Betrag von 500.000 SZR."

8 164 LFG (Haftpflichtversicherung) lautet wie folgt:

"(1) Der Halter eines Luftfahrzeugs oder eines selbständig im Fluge verwendbaren Luftfahrtgeräts hat zur

Deckung der Schadenersatzansprüche von Personen oder wegen Sachen, die nicht im Luftfahrzeug
oder im selbständig im Fluge verwendbaren Luftfahrtgerät befördert werden, eine

Haftpflichtversicherung zumindest über die in 8 151 vorgesehenen Beträge abzuschließen.

[...]"

8 167 LFG (Grundsätze für die Versicherung) lautet wie folgt:

"(1) Die Anzeige eines Umstands, der das Nichtbestehen oder die Beendigung des Versicherungsvertrags
im Sinn des $ 158c Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 2/1959, zur Folge hat, ist

an die Austro Control GmbH zu richten. Zuständige Behörde im Sinn des Art. 5 Abs. 1 der Verordnung
(EG) Nr. 785/2004 über Versicherungsanforderungen an Luftfahrtunternehmen und
Luftfahrzeugbetreiber ist die Austro Control GmbH.

(2) Der Versicherer und der Versicherte haben der Austro Control GmbH jede vor Ablauf der

Versicherungsdauer eingetretene Beendigung des Versicherungsverhältnisses und jede
Unterbrechung des Versicherungsschutzes unverzüglich anzuzeigen.

Ill. Gutachterliche Stellungnahme

11.1. Pflichthaftpflichtversicherung gem. Unionsrecht?

Aus den oben angeführten Bestimmungen des Unionsrechts kann keine Verpflichtung zum

Abschluss einer Haftpflichtversicherung für UAS der Kategorie "open" abgeleitet werden.

Die VO (EU) 2019/947 normiert an keiner Stelle eine solche Versicherungspflicht. Deutlich wird das

an den Formulierungen des Erwägungsgrunds 20 als auch des Artikels 14 Abs. 2 lit. d leg. cit. Beide

Passagen stehen ausweislich ihres Wortlautes unter dem Vorbehalt einer - gesondert zu regelnden
- Versicherungspflicht.

Dies deckt sich auch mit den Ausführungen im der VO zu Grunde liegenden NPA 2017-05(B), dort
Punkt 1.2.9., in dem eindeutig dargelegt wurde, dass die Frage von Versicherungsanforderungen
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außerhalb des Anwendungsbereiches des NPA(und damit der auf der Grundlage dieses NPA

erlassenen VO) liegen.

Die Bestimmung des Artikel 14 Abs. 2 lit. d hat hingegen lediglich den Sinn, die Interoperabilität
der Registrierungssysteme der Mitgliedstaaten sicherzustellen

Der Umstand, dass im Bereich des Unionsrechts von der Statuierung einer solchen

Versicherungspflicht Abstand genommen wurde, steht weder im Widerspruch zum Wortlaut des

Anhangs IX, Punkt 1.1., der Basic Regulation, noch zum sachlichen Anwendungsbereich derselben.

Die gegenständliche Frage ist jedoch nicht nur aus der Perspektive des Luftfahrtrechts ieS, sondern
auch vor dem Hintergrund des damit in Verbindung stehenden Versicherungsrechts, und hier
insbes. der VO (EG) Nr. 785/2004 zu beleuchten. In diesem Zusammenhang stellt sich einerseits die
Frage, ob UAS überhaupt als "Luftfahrzeuge" iSd Art. 1 Abs. 1 leg. cit. anzusehen sind, und
andererseits, ob sie unter die Ausnahme des Art. 2 Abs. 2 lit. b leg. cit. fallen.

Das Verordnungsgebungsverfahren zur VO (EG) Nr. 785/2004 ist im Hinblick auf die hier relevante
Bestimmung (Art. 2 Abs. 2 lit. b) etwas "undurchsichtig":

« Im ursprünglichen Vorschlag der Kommission? war keine derartige Ausnahme-Regelung
beinhaltet und die vorgesehenen Ausnahmen waren strukturell ganz anders aufgebaut
als die endgültige VO;

e  inder Stellungnahme des WSA? wird auf den Vorschlag der Kommission Bezug genommen
(etwa wird auf Inkonsistenzen im Anwendungsbereich hingewiesen), dennoch war auch

zu diesem Zeitpunkt die Regelung zu Modellflugzeugen nicht Inhalt des Textes;

e im gemeinsamen Standpunkt des Rates® wird sodann ausgeführt wie folgt: "Wach

Auffassung des Rates sollten in Artikel 2 Absatz 2 bestimmte Luftfahrzeugtypen und
"Flugmaschinen” aus dem Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen werden.”

e im endgültigen Verordnungstext findet sich sodann die oben dargestellte Ausnahme,
wobei diese in Erwägungsgrund 12 (relativ lapidar) wie folgt begründet wird: "für
Staatsluftfahrzeuge und bestimmte andere Luftfahrzeugarten sollte keine
Versicherungspflicht bestehen.”

Es ist daher davon auszugehen, dass UAS der Kategorie "offen", zwar grundsätzlich unter den
Begriff "Luftfahrzeuge" iSd VO (EG) Nr. 785/2004 zu subsumieren sind’, soweit diese jedoch eine
MTOM von weniger als 20 kg haben, wiederum aus dem sachlichen Anwendungsbereich der VO

fallen, wohingegen dies für UAS mit einer MTOM von 20 kg oder mehr (für Zwecke dieses

Gutachtens also solche mit einer MTOM bis 25 kg) eben gerade nicht gilt. Eine Quelle für die 20

kg-Grenze konnte - wegen der mangelhaften Transparenz des Normsetzungsverfahrens - nicht
gefunden werden.

Einerseits bedeutet das im Ergebnis, dass die Kategorie "offen" hinsichtlich einer
Versicherungspflicht in zwei Teil-Kategorien zerfällt, was naturgemäß sehr unglücklich ist (hier
wäre im Zuge des VO-Setzungsverfahrens zur VO (EU) 2019/947 eine Anpassung zu empfehlen

* ABI. C 20E vom 28.01.2003, S. 193.
° ABl. C 95 vom 23.04.2003, S. 16.
6 ABI. LC 54E vom 02.03.2004, S. 40.
? Würden "Modellflugzeuge" grundsätzlich nicht unter den Luftfahrzeug-Begriff der VO EG) Nr. 785/2004 fallen, so wäre
die Ausnahme des Abs. 2 lit. d völlig systemwidrig.
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gewesen), andererseits stellt dies ohnehin nur insoweit ein Problem dar, als nicht das

österreichische Recht auch für die UAS mit einer MTOM von weniger als 20 kg eine
Versicherungspflicht statuiert (hiezu sogleich).

Völlig unzweifelhaft ist hingegen mE, dass unter den Begriff des "Modellflugzeuges" iSd Art. 2

Abs. 2 lit. d VO (EG) Nr. 785/2004 auch UAS der Kategorie "offen" iSd VO (EU) 2019/947 zu

subsumieren sind. Die Verwendung dieses Begriffes ist dem Zeitpunkt der Entstehung der VO in

den Jahren vor 2004 geschuldet, als noch niemand an technische Phänomene wie UAS dachte (dass

hier zweifellos harmonisierender Novellierungsbedarf besteht, ist aber unbestritten). In diesem

Sinne darf die Ausnahme des Art. 2 Abs. 2 lit. d VO (EG) Nr. 785/2004 - auch wenn Ausnahmen
immer "einschränkend" auszulegen sind - nicht anders verstanden werden, als dass diese nicht
nur "Modellflugzeuge" ieS, sondern auch UAS mit einer MTOM von weniger als 20 kg umfasst

(dies ist nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund des gescheiterten Versuches der EASA bzw. der

EU-Kommission im Zuge des Verfahrens zur Setzung der VO (EU) 2019/947 den Bereich

"Modellflugsport" rechtstechnisch "sauber" von anderen Verwendungsbereichen für UAS

abzugrenzen).

Dass eine Versicherungspflicht auf Unionsebene nicht besteht, ergibt sich auch aus dem Inhalt der
von der EU-Kommission betriebenen bzw. finanzierten Website www.dronerules.eu (die zwar

keine normative Wirkung zu entfalten vermag, letztlich aber die hier vertretene Rechtsauffassung

bestätigt, wonach sich eine Versicherungspflicht aus dem nationalen Recht ergeben kann):
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Sie als Drohnenbetreiber müssen sich bei einem Zwischenfall mit einer Drohne

gegenüber der verletzten Person und den Behörden ausweisen. Möglicherweise

müssen Sie dem Opfer zudem einen finanziellen Ausgleich zahlen. Die Höhe des

Ausgleichs kann sich je nach Land erheblich unterscheiden.

Um sich keinem alizu großen finanziellen Risiko auszusetzen, sollten Sie daher

prüfen, ob in ihrer oder privaten

Haftlichtversicherung erfasst sind, Falls nicht, wird Ihnen dringend empfohlen,

Ihren Versicherer zu bitten, diese Deckung hinzuzufügen oder eine spezifische

Versicherung für ihre Drohne abzuschließen. In manchen EU-Mitgliedstaaten ist

solch eine Versicherung sogar verpflichtend und muss vor dem Flug bestehen.

In jedem Fall sollten Sie die Allgemeinen Geschäftsbedingungen Ihrer

Versicherungspolice (einschließlich der geografischen Abdeckung) sorgfältig lesen

und sicherstellen, dass Sie diese während Ihres Fluges einhaiten.

Abb. 1: Screenshot der Website www.dronerules.eu vom 09.04.2020

I1.2. Pflichthaftpflichtversicherung gem. österreichischem Recht?

Anders als der VO-Geber auf der Unionsebene hat der österreichische Gesetzgeber eine
Versicherungspflicht sowohl für "Flugmodelle" iSd $ 24c LFG als auch für "unbemannte
Luftfahrzeuge der Klasse 1" iSd 8 24f LFG etabliert.

Diese Versicherungspflicht ergibt sich eindeutig aus den Bestimmungen des 8 24c Abs. 6 bzw. 8

24f Abs. A LFG, dies jeweils in Verbindung mit den Bestimmungen der 85 151 Abs. 1 Z 1 und 164

Abs. 1 LFG, auf die pauschal (aber durchaus nicht widerspruchsfrei) verwiesen wird.

Diese Versicherungspflicht steht auch im Einklang mit den Bestimmungen der VO (EU) 2019/947,

in der ja - wie oben ausgeführt - gerade die Möglichkeit eröffnet wird, auf der Ebene des

nationalen Rechts eine ebensolche zu etablieren®.

8 Wäre eine solche Möglichkeit nicht explizit angeführt, erhöbe sich die Frage, ob eine solche nicht gegen das
Unionsrecht verstößt.
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Die Bestimmungen der 88 24c und 24f LFG werden mit Anwendbarkeit der VO (EU) 2019/947

weitestgehend ihres normativen Inhalts entkleidet (dies ist eine materielle Konsequenz des so

genannten Anwendungsvorrangs des Unionsrechts). Da mit dem Verweis auf die haftungs- und
versicherungsrechtlichen Bestimmungen des LFG aber keine Frage berührt wird, die mit dem
Unionsrecht in Widerspruch steht, bleiben diese Bestimmungen des nationalen Rechts über den

genannten Zeitpunkt hinaus unverändert anwendbar - dies jedoch nur insoweit als von den dann
unionsrechtlich geregelten UAS der Kategorie "offen" Flugmodelle iSd $ 24c LFG einerseits oder
unbemannte Luftfahrzeuge der Klasse 1 iSd 8 24f LFG andererseits umfasst sind. Man muss sich

daher stets die Frage stellen, wie ein UAS der Kategorie "offen" iSd nationalen Rechts

einzuordnen ist.

Die Erleichterungen des 8 151 Abs. 2 LFG wurden hier nur aus Gründen der Vollständigkeit
angeführt, kommen aber auf (zivile) Flugmodelle und unbemannte Luftfahrzeuge der Klasse 1

nicht zur Anwendung. Der Hintergrund ist der, dass mit BGBl. | Nr. 108/2013 neue Kategorien von

Luftfahrzeugen (eben Flugmodelle und unbemannte Luftfahrzeuge - siehe dazu die Überschrift
des 4. Abschnitts des 2. Teils des LFG) eingeführt wurden, die jedoch keine Übereinstimmung mit
den in $ 151 Abs. 2 LFG genannten Luftfahrzeugarten findet. Dies ist letztlich der Grund, warum

(auf Grund des MTOM-Limits von 25 kg für die Kategorie "offen" einerseits und des 8 151 Abs. 1

Z1 andererseits) ein Haftungshöchstbetrag von SZR 750.000 SZR (und eben nicht der des 8 151 Abs.

2 LFG von SZR 500.000) zur Anwendung kommt.

Soweit also die hier genannten Bestimmungen des LFG nicht geändert werden, ist als

Zwischenergebnis festzuhalten, dass für Betreiber von UAS der Kategorie "offen" (soweit diese

die Qualifikation als Flugmodell oder unbemanntes Luftfahrzeug der Klasse 1 iSd nationalen
Rechts erfüllen) eine Verpflichtung zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung mit einem
Haftungshöchstbetrag idHv SZR 750.000 besteht.

11.3. Aufsichtsverpflichtung der "zuständigen Behörde" über die Versicherungspflicht

Auf Grund des Umstandes, dass sich die Versicherungspflicht wie dargelegt ausschließlich im

nationalen Recht begründet, sind auch die Antworten auf die Fragen, ob eine diesbzgl.
Aufsichtspflicht der zuständigen Luftfahrtbehörde überhaupt besteht, und wie weit eine allfällige
Aufsichtspflicht reicht, nur aus Bestimmungen nationalen Rechts ableitbar.

11.3.1. Aufsichtspflicht der österreichischen Luftfahrtbehörde

An der bisherigen Zuständigkeitsverteilung festhaltend ist für die Registrierung des UAS-

Betreibers die Austro Control, Österreichische Gesellschaft für Zivilluftfahrt mbH, zuständig. Die

Austro Control führte bislang die Bewilligungsverfahren gem. 8 24f Abs. 2 LFG durch und wird -

wie man hört - auch mit der Vollziehung der unionsrechtlichen Bestimmungen betreffend UAS

(somit auch für die Registrierung der Betreiber iSd Art. 14 VO (EU) 2019/947) betraut werden.

Ausgehend von der Annahme, dass die Bestimmungen des 8 24c Abs. 6 bzw. 8 24f Abs. 4 LFG

unverändert oder sinngemäß weitergelten, bleiben für den Bereich der UAS auch grundsätzlich
die Bestimmungen des 8 167 LFG aufrecht.
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Das System der Drittschadens-Pflicht-Haftpflichtversicherungen in der Luftfahrt ist hinsichtlich
konventioneller Luftfahrzeuge

e vom verpflichtenden Abschluss einer Haftpflichtversicherung durch den Halter des

Luftfahrzeuges (8 164 Abs. 1 LFG);

e der Ausstellung einer entsprechenden Versicherungsbestätigung (8 168 Abs. 1 LFG);

e des Nachweises dieser Versicherungsbestätigung gegenüber der für die Registrierung des

Luftfahrzeuges zuständige Behörde; und

«e der verpflichtenden Benachrichtigung der Registerbehörde für den Fall des Erlöschens

oder der Unterbrechung der Versicherung (8 167 LFG)

getragen.

Dieses System war jedoch bislang nicht vollständig auf UAS (und auch nicht auf Flugmodelle iSd 8

24c LFG oder unbemannte Luftfahrzeuge der Klasse 1 gem. 8 24f LFG) anwendbar, weil kein dem

Luftfahrzeug-Register ähnliches "Register für Flugmodelle oder unbemannte Luftfahrzeuge der
Klasse 1" eingerichtet wurde (zwar bestand hinsichtlich der unbemannten Luftfahrzeuge der
Klasse 1 ein System der Einzelbewilligung, Flugmodelle mit einer MTOM <= 25 kg waren aber nicht
nur nicht zu registrieren, sondern konnten auch bewilligungsfrei betrieben werden).

Nunmehr besteht eine sich aus Art. 14 Abs. 1 VO (EU) 2019/947 ergebende einschlägige
Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Errichtung und zur Pflege eines solchen Registers. Dabei ist

aber zu beachten, dass sich diese Verpflichtung zur Einrichtung eines Registers nur auf "UAS-

Betreiber und zulassungspflichtige UAS" bezieht. Im Unterschied zur oben dargestellten
Systematik besteht keine einschlägige Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Errichtung eines

gerätebezogenen Registers für UAS der Kategorie "offen". Im Umkehrschluss fehlt also der im

jeweiligen Mitgliedstaat zuständigen Behörde eine unionsrechtliche Rechtsgrundlage für die

Errichtung und den Betrieb eines gerätebezogenen Registers. Im Bereich der so genannten
"geteilten Zuständigkeit" (in die insbes. der Bereich der Verkehrspolitik fällt) ist es dem nationalen
Gesetzgeber nicht grundsätzlich verwehrt, Bestimmungen über ein solches Register zu erlassen;

bislang ist dies jedoch nicht geschehen.

Wenn nun aber ein gerätebezogenes Register nicht existiert (und auch das bisherige Erfordernis

der Einzel-Bewilligung ohne nachfolgende Registrierung ebenfalls entfällt), hebelt dies das

gesamte oben dargestellte System einer Versicherung aus; eine Novellierung der bezughabenden
Bestimmungen ist daher unumgänglich.

Solange eine einschlägige nationale Rechtsgrundlage für ein Register für UAS der Kategorie
"offen" nicht existiert (und daher lediglich UAS-Betreiber zu registrieren sind), ist es der Austro
Control gar nicht möglich, das für konventionelle Luftfahrzeuge vorgesehene Aufsichtssystem zur

Anwendung zu bringen. Eine (bloß analoge) Anwendung der Bestimmungen des 8 16 LFG (samt

den Durchführungsbestimmungen der ZLLV 2010°) scheidet aus, weil die Systematik des LFG mit
Einführung des 4. Abschnitts zum 2. Teil unzweifelhaft um zwei neue Kategorien von Geräten

erweitert wurde, auf die die übrigen Bestimmungen für Luftfahrzeuge - ohne dass diese explizit
für anwendbar erklärt wurden" - nicht ohne weiteres anwendbar sind'".

° Zivilluftfahrzeug- und Luftfahrtgerät-Verordnung 2010 (ZLLV 2010), BGBl. II Nr. 143/2010 idF BGBl. II Nr. 470/2013.
!0 wie dies etwa durch die Bestimmungen der 88 24c Abs. 6 und 24f Abs. 4 LFG erfolgt ist.
"! plakatives Beispiel hiefür: Flugplatzzwang und Erfordernis einer Außenlandebewilligung.
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Dies bedeutet im Ergebnis, dass eine aus den Bestimmungen der 88 24c Abs. 6 und 24f Abs. 4 LFG

resultierende Versicherungspflicht besteht (wie gesagt: soweit das UAS der Kategorie "offen"
einem Flugmodell oder einem unbemannten Luftfahrzeug der Klasse 1 entspricht), die Kontrolle
dieser Versicherungspflicht jedoch der Registerbehörde iSd Art. 14 VO (EU) 2019/947 faktisch

entzogen ist. Dies entspricht dem, was bisher in Bezug auf Flugmodelle mit einer MTOM <= 25 kg

geltende Rechtslage war.

Als Zwischenergebnis ist daher festzuhalten, dass die Austro Control ohne einschlägige

Rechtsgrundlage nicht berechtigt ist, den Betreibern von UAS Versicherungsnachweise

abzuverlangen.

111.3.2. Inhalt der (bisherigen) Aufsichtspflicht der österreichischen Luftfahrtbehörde

Die Aufgabe der Austro Control war bereits bisher (sowohl im Bereich der konventionellen
Luftfahrzeuge als auch im Bereich des 8 24f Abs. A LFG) auf eine formale Kontrolle des vorgelegten
Versicherungsnachweises bzw. der Aufsicht auf Grund der Informationen gem. $ 167 LFG

reduziert. Eine inhaltliche Kontrolle der Versicherung durch die Luftfahrtbehörde bestand nicht
(hier wurde auf die Bestätigung des Versicherungsunternehmens vertraut, dass die Versicherung

den gesetzlichen Mindestanforderungen genügt).

Hätte das Versicherungsunternehmen mit dem Versicherungsnehmer etwa gesetzwidrige
Haftungsausschlüsse oder -beschränkungen vereinbart, hätte sich dies der Kenntnis der Austro
Control entzogen.

Andererseits wären solche gesetzwidrigen Haftungsausschlüsse oder -beschränkungen gegenüber
dem Geschädigten Dritten unwirksam geblieben; das Versicherungsunternehmen hätte dem

Dritten gegenüber wohl (mindestens) im Umfang der gesetzlichen Verpflichtungen haften
müssen.

Künftighin soll durch das Abfragen einer "Nummer der Versicherungspolice" zwar sichergestellt
werden, dass der Versicherungspflicht grundsätzlich entsprochen wird, eine inhaltliche Kontrolle
ist damit aber gerade nicht verbunden, da sich der Inhalt einer Versicherung aus der
Policennummer nicht ableiten lässt.

Es muss an dieser Stelle aber nochmals darauf hingewiesen werden, dass damit keine strukturelle
Änderung gegenüber der bisherigen Rechtslage in Bezug auf Flugmodelle einhergeht.

IIl.4. Versicherungspflicht für Betreiber oder für UAS

Wie bereits oben dargelegt, ist das unionsrechtlich vorgesehene Register (hinsichtlich der UAS der

Kategorie "offen") auf die Registrierung von UAS-Betreibern eingeschränkt. Solange nicht eine

einschlägige (nationale) Rechtsgrundlage für die gerätebezogene Registrierung erlassen wird (was

in Österreich nur mittels einer gesetzlichen Bestimmung, etwa einer LFG-Novelle, möglich wäre),
kann eine solche nicht stattfinden.
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Andererseits resultiert die Versicherungspflicht -— wie ebenfalls oben dargelegt wurde -

ausschließlich aus den Bestimmungen der 88 24c Abs. 6 und 24f Abs. 4 LFG. Diese

Versicherungspflicht bezieht sich eindeutig auf das jeweilige Flugmodell bzw. das unbemannte
Luftfahrzeug der Klasse 1.

Anders als dies die Überschrift des Art. 14 und dessen Abs. 1 vermuten lassen, ist bei der
Registrierung des Betreibers (siehe Einleitungssatz des Abs. 2) die Nummer der
Versicherungspolice "für das UAS" anzugeben, "sofern nach |...] nationalem Recht gefordert".
Das nationale Registrierungssystem ist daher derart zu gestalten, dass bei der Registrierung eines

Betreibers Versicherungspolicen für mehrere UAS (im Sinne einer "1: n-Verknüpfung") hinterlegt
werden können - dies jedoch ohne Registrierung des einzelnen UAS, d.h. diese Verknüpfung
bezieht sich nur auf den Betreiber einerseits und auf die Policeennummer(n) andererseits, nicht
jedoch auf das/die UAS selbst. Dies mutet auf den ersten Blick (und das bisherige System im

Hinterkopf habend) seltsam an, ist aber in gewissem Sinne konsistent, denn wäre auch die Police

selbst hochzuladen (und in dieser in Entsprechung der gerätebezogenen Versicherungspflicht eine
Seriennummer des UAS ausgewiesen), so müsste zwangsläufig auch das UAS registriert sein, was

aber gerade im Bereich des Unionsrechts eindeutig nicht gefordert ist.

Andererseits wäre es aber auch denkbar (und dem steht auch die grundsätzliche
Versicherungspflicht nicht entgegen) €dass mittels einer Police.eine "Flotte" von UAS versichert ist,

so das ein Betreiber eine Versicherung hat (dem entsprechend auch nur eine Policennummer
angibt), unter dieser aber mehrere UAS betreibt.

Im Ergebnis bedeutet dies, dass eine gerätebezogene Versicherungspflicht besteht, und
ausweislich des eindeutigen Wortlautes des Art. 14 Abs. 2 lit. d VO (EU) 2019/947 somit die
Nummer(n) der Versicherungspolicen in Bezug auf die UAS, die der jeweilige Betreiber betreibt,
zu registrieren ist/sind, nicht jedoch die Versicherungspolicen selbst.

Wiederum bezugnehmend auf den Screenshot in Abbildung 1 ist auf den dortigen Text zu

verweisen, wonach auf den Abschluss einer Versicherung ”für Ihre Drohne” hingewiesen wird
(nicht etwa: "für Sie als Betreiber einer Drohne" 0.ä.).

IV. Zusammenfassung

e Eine sich aus dem Unionsrecht ergebende Versicherungspflicht besteht für UAS mit einer
MTOM von weniger als 20 kg nicht, wohl hingegen für solche mit einer MTOM zwischen

20 und 25 kg.

e Es besteht eine auf nationalem Recht beruhende Versicherungspflicht für UAS der
Kategorie "offen", soweit diese den gesetzlichen Begriffsbestimmungen der 88 24c

(Flugmodelle) und 24f (unbemannte Luftfahrzeuge der Klasse 1) LFG entsprechen.

e Eine Registrierung der UAS der Kategorie "offen" ist nicht vorgesehen; es ist lediglich der
jeweilige Betreiber zu registrieren.

e Im Register ist/sind - als Ausfluss der Versicherungspflicht nach nationalem Recht - die
Policennummer(n) hinsichtlich des/der einzelnen UAS zu registrieren.

« Eine Verpflichtung zum Übermitteln / Hochladen der Versicherungspolice selbst sowie eine
verpflichtende inhaltliche Kontrolle der abgeschlossenen Versicherungen durch die

Luftfahrtbehörde ist nicht vorgesehen.
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e Damit besteht für die Luftfahrtbehörde keine Möglichkeit die für konventionelle
Luftfahrzeuge zur Anwendung kommende Aufsicht auszuüben. Das tatsächliche Bestehen

einer Versicherung und deren Inhalt (insbes. des Umstandes, das diese Versicherung den

gesetzlichen Erfordernissen einer Drittschadenshaftung entspricht) liegt einzig in der

Verantwortung des einzelnen UAS-Betreibers.

e Die Regelungen des LFG sind dringend überarbeitungsbedürftig und müssen an die

aktuelle Unionsrechtslage angepasst werden, um die aufgezeigten Widersprüche zu

beseitigen:

o die Begriffsbestimmungen des LFG sind an die des Unionsrechts anzupassen;

o dienationalen Regelungen zur Errichtung und zum Betrieb des Registers gem. Art.
14 VO (EU) 2019/947 sind zu erlassen;

o es ist die rechtspolitische Entscheidung zu treffen, ob (neben der unionsrechtlich
gebotenen Registrierung der UAS-Betreiber auch) eine Registrierung der
einzelnen UAS gewollt ist;

o der (bislang eher plumpe) Verweis in den Bestimmungen der 88 24c und 24f LFG

auf die 88 146 bis 168 LFG ist so auszugestalten, dass dem jeweils vorgesehenen
Aufsichtssystem Rechnung getragen wird.

Graz, am 07.05.2020
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